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Seit fast 15 Jahren wird in der Republik Senegal, einem 
laizistisch verfaßten islamischen Land Westafrikas, die Ein­
führung von Religionsunterricht in das öffentliche Schul­
wesen diskutiert, Obwohl diese Maßnahme im Rahmen ei­
ner seit 1981 betriebenen Schulreform beschlossen worden 
ist, wurde sie bis heute von der Regierung nicht umgesetzt. 
Der Artikel beschreibt die Entstehung dieser Forderung, die 
Planungen der Bildungsreformkommission für das neue 
Schulfach Religion und die derzeitige Gesetzeslage, die unter 
Hinweis auf die Laizität des senegalesischen Staates keinen 
Religionsunterricht in öffentlichen Schulen vorsieht. 
Anschließend werden die Positionen der Religionsgemein­
schaften und Parteien zu dieser Frage dargestellt und in 
einer globalen Perspektive interpretiert. Dabei treten drei 
wesentliche ideologische Grundmuster zu Tage, mit denen 
im heutigen Weetsystem dem Problem von Religion und staat­
lich-säkularer Schule zu begegnen versucht wird: die radi­
kal-laizistische, die traditionell-religiöse und die plurali­
stisch-vermittelnde Position. Ein kurzer Ausblick auf die 
Situation in Deutschland thematisiert abschließend einen 
weiteren Standpunkt, der als multireligiös-vergleichend be­
zeichnet wird!.

1. Reform des senegalesischen Schulwesens nach der 
Unabhängigkeit

Nach der Befreiung von der Kolonialherrschaft übernahm 
die junge senegalesische Republik 1960 von der ehemali­
gen Kolonialmacht Frankreich ein „modernes, seit langem 
bestehendes und das ganze Staatsgebiet umfassendes Bil­
dungssystem“ (Sylla 1992, 381), das infolge der fran­
zösischen Assimilierungsdoktrin und in Konkurrenz zu seit 
Jahrhunderten im Land bestehenden informellen arabo-is- 
lamischen Bildungseinrichtungen von der Kolonialver­
waltung aufgebaut worden war. Mit einer relativen Primar- 
beschulungsrate von 16% (Wiegelmann 1994, 803) war das 
zudem noch von starken regionalen Disparitäten gekenn­
zeichnete Schulsystem jedoch weit von der Verwirklichung 
einer allgemeinen Schulpflicht entfernt, ein Mißstand, der 
trotz beachtlicher Expansionserfolge bis heute nicht voll­
ständig behoben werden konnte.

In der ersten Dekade nach der Erlangung der Unabhän­
gigkeit blieb die senegalesische Schule faktisch ein bloßes 
Anhängsel der Schule in Frankreich. Nach und nach setzte 
sich jedoch die Einsicht in die Notwendigkeit einer Befrei­
ung der öffentlichen Schule vom Ballast der Kolonialzeit 
durch. Unter der Devise „enracinement et ouverture“ pro­
pagierte dementsprechend das erste bildungspolitische 
Rahmengesetz von 1971 eine Reform der durch Entfrem­
dung und Elitenbildung gekennzeichneten ehemaligen 
Kolonialschule zu einer nationalen, in Inhalten und Metho­
den an der senegalesischen Lebenswelt orientierten Schule, 
die das demokratische Recht auf Bildung aller Bürgerinnen 
und Bürger verwirklichen sollte.

Da dieses doppelte Ziel einer Senegalisierung und Demo­
kratisierung der öffentlichen Schule jedoch nur bruch­
stückhaft in die Tat umgesetzt wurde1, und sich die ökono­
mischen Rahmenbedingungen zudem stetig ver­
schlechterten, verschärfte sich in den 70er Jahren die Krise 
des öffentlichen Bildungswesens. Starke politische Span-
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nungen und langanhaltende Streiks des Lehrpersonals wa­
ren die Folge. Deshalb war es nach dem Machtwechsel im 
Jahre 198! eine der ersten Handlungen des neuen Staats­
präsidenten Abdou Diouf, mit der Einberufung der Etats 
generaux de l éducation et de la formation (EGEF) einen 
neuen Reformversuch im Bildungsbereich einzuleiten. Die­
sem Gremium, in dem alle wichtigen gesellschaftlichen 
Gruppen vertreten waren, gelang nach intensiven Beratun­
gen die einmütige Verabschiedung des Konzepts einer „neu­
en, nationalen und senegalesischen, demokratischen Volks­
schule, die laizistisch ist, aber die spezifischen Dimensio­
nen unserer sozio-kulturellen Realität und namentlich ihre 
religiöse Dimension integriert“ (Sylla, 1992, 386). Diese 
Formulierung zeigt, daß in der komplexen Frage der Rolle 
der Religion im öffentlichen Schulwesen offensichtlich nur 
durch eine etwas umständliche Kompromißformel ein Kon­
sens emeicht werden konnte. Er läßt das Bemühen erken­
nen, sowohl den alten Antagonismus von französisch­
laizistischer und traditioneller islamischer Bildung zu über­
winden, als auch die als Garant demokratischen Fortschritts 
bewertete Laizität der öffentlichen Schule zu bewahren.

Die mit der Ausarbeitung der Bildungsreform betraute 
Commission Nationale de Reforme de l'Education et de la 
Formation (CNREF) legte drei Jahre später der Regierung 
ihren Abschlußbericht vor. Diese gab im Januar 1985 be­
kannt, daß sie die meisten der darin vorgeschlagenen bil­
dungspolitischen Maßnahmen akzeptiere, so daß u.a. die 
Einführung eines fakultativen Religionsunterrichts zum offi­
ziellen Ziel der staatlichen Schulpolitik erklärt wurde.

2. Die Planungen für ein neues Schulfach Religion
Die CNREF legte für die beschlossene Integration reli­

giöser Bildung in die öffentliche Schule folgende Grund-
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Sätze fest: erstens die Einführung eines Faches Religion auf 
allen Ebenen des Bildungssystems, zweitens die „Garantie 
des religiösen Pluralismus“ (CNREF 1984a, 77) und drit­
tens die uneingeschränkte Respektierung der individuellen 
Glaubens- und Gewissensfreiheit, die sich in der elterlichen 
Entscheidung über die religiöse Erziehung ihrer Kinder aus­

T^i^ba -dasgeistliche Zentrum der islamischen 
Bruderrchafi der Mouriden

drü^ckt . Die Notwen­
digkeit eines solchen 
Faches wurde dabei mit

seiner doppelten Eigenschaft als „Element der Demokrati 
sierung der schulischen Erziehung“ und als „Faktor der 
Moralisierung der Gesellschaft“ (CNREF 1984a, 76) be­
gründet.

Den demokratischen Charakter dieses Reformschrittes sah 
die Kommission darin, daß auf diese Weise dem Anliegen 
der großen Mehrheit der Bevölkerung entsprochen würde 
und darüberhinaus bestehende „Disparitäten zwischen der 
öffentlichen Schule einerseits und der arabischen Schule und 
der dara andererseits“ (CNREF 1984 b, 56) abgebaut wer­
den könnten Der stetig expandierende arabo-islamische 
Privatschulsektor, zu dem die größtenteils informellen tradi­
tionellen Koranschulen, auch daras genannt, ebenso wie ihre 
modernisierte Variante in Gestalt von Privatschulen mit Ara­
bisch als Unterrichtssprache zu rechnen sind, wurde von 
der Komission als eine „wahre Bedrohung des formellen 
Sektors“ (ebd.) empfunden? Da die Attraktivität dieser Schu­
len vor allem in ihrer Verbindung von traditionell-religiösen 
und einigen oder vielen modern-säkularen Curriculum­
komponenten liegt, könnte eine um das Fach Religion erwei­
terte öffentliche Schule hier gleichziehen. Eine dadurch pro­
vozierte Umlenkung von Schülerströmen aus dem uneinheit­
lichen und schwer zu kontrollierenden Bereich arabo-islami- 
schcr Bildungseinrichtungen in die strukturierten Bahnen 
des staatlichen Schulsystems würde nach Meinung der Kom­
mission dazu beitragen, gleiche Bedingungen für alle zu 
schaffen. Diese Argumentation übersieht jedoch, daß das 

formelle und informelle Privatschulwesen aufgrund der gro­
ßen quantitativen Defizite des öffentlichen Bildungssystems 
eine wichtige Kompensationsfunktion innehat.

Der Ruf nach religiös-moralischer Bildung als Antwort auf 
eine diagnostizierte Wertekrise der Gesellschaft ist im Sene­
gal (und nicht nur dort) sehr verbreitet. Im Unterschied zu ei­

nigen Vertretern der Religionsgemeinschaf­
ten, die die islamischen Werte in Oppo­
sition zu denen des modernen Gesell- 
schafts- und Staatsverständnisses sehen,’ 
ordnet der Kommissionsbericht die propa­
gierte Vermittlung religiöser Werte der 
grundsätzlichen Funktion eines modernen 
Schulsystems im Nationalstaat unter: „Die 
Vermittlung von religiösen Werten durch 
die Schule könnte dazu beitragen, die Ju­
gend unseres Landes mehr an ihre eigene 
Nationalkultur zu binden“ (CNREF 1984b, 
55). Die Inhalte der schulischen Werteer­
ziehung sollen also nach der Vorstellung 
der Kommission zwar an religiöse Institu­
tionen gebunden bleiben, ihr eigentlicher 
Zweck aber liegt in der einheitlichen mora­
lischen Sozialisation der heranwachsenden 
Generation und ihrer Integration in die Na­
tion. Es zeigt sich, daß diese Position im 
wesentlichen von Argumentationslinien 
getragen wird, die den weltweit anzutref­
fenden ideologischen Grundmustem ent­

sprechen, die von Boli/Ramirez (1987) und Meyer (1992) als 
Systemeigenschaft der modernen Schule herausgearbeitet wur­
den; Moralische Erziehung (hier in ihrer religiösen Variante) 
stellt für ein nationalstaatlich organisiertes Schulsystem ein 
unverzichtbares Mittel zur Erfüllung seiner für den Prozeß der 
Nationwerdung wesentlichen Sozialisations- und Integra­
tionsfunktion dar.

3. Konfliktpunkte zwischen den Religionsgemeinschaften
Bevor die CNREF die beschriebenen Prinzipien des neuen 

Faches ausarbeitete, hatte sie die Meinung der verschiedenen 
Religionsgemeinschaften des Landes eingeholt. Dabei waren 
mehrere Konfliktpunkte zu Tage getreten.

Ein grundsätzliches Problem stellte die Frage dar, in wel­
chem Maße die spezifischen Lehren der einzelnen Bruderschaf­
ten in den islamischen Religionsunterricht einbezogen werden 
sollten, die für ihre Anhängerschaf z.T. einen ebenso hohen 
Stellenwert besitzen wie der Koran und andere orthodoxe Quel­
len des Islams. Diesem Anliegen der Bruderschaften standen 
Vertreter der Reformisten und der Regierung jedoch ablehnend 
gegenüber: „Diese religiöse Erziehung muß sich, um nützlich 
zu sein, notwendigerweise auf den Koran und die Sunna grün­
den, außerhalb jeder Bezugnahme auf irgendeine bruderschaft- 
liche Doktrin.“

Bezüglich des vorgesehenen fakultativen Charakters des 
Religionsunterrichts erhoben sich aus den Reihen des bruder­
schaftlichen Islams Gegenstimmen, die dem Religionsunter­
richt einen obligatorischen Status verleihen wollten, so daß 
jeder Schüler zwar die Möglichkeit erhielte, in seiner eigenen 
Religion unterrichtet zu werden, ihm aber keine nichtreligiöse 
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Ersatzlösung eingeräumt würde. Dies widersprach der Mei­
nung vieler anderer, die jedem Schüler, auch dem nichtglau­
benden, eine freie Gewissensentscheidung garantieren woll­
ten.

Im Abschlußbericht der Kommission wurde eindeutig die 
letztgenannte Position übernommen. Er sieht vor, daß der 
Religionsunterricht ausschließlich „auf der Basis der von 
den Eltern getroffenen Entscheidung“ (CNREF 1984a, 78) 
erteilt werden soll, wobei explizit auf die Möglichkeit einer 
späteren Revidierung dieser Entscheidung sowie auf das 
Angebot eines nichtreligiösen Ersatzfaches hingewiesen 
wird, das in Anlehnung an die französische Bildungstradi­
tion die Bezeichnung „morale laique" trägt.

Auseinandersetzungen gab es ebenfalls um die bis heute 
umstrittene Frage, ob und wie auf schulorganisatorischer 
Ebene für Angehörige religiöser Minderheiten das Recht 
auf eigenen Religionsunterricht zu gewährleisten sei. Tat­
sächlich scheint es fraglich, ob die Forderung der katholi­
schen Kirche, daß auch ein einzelner Schüler und eine ein­
zelne Schülerin einer Konfession in einer Klasse eigenen 
Religionsunterricht erhalten müsse, praktisch und politisch 
durchsetzbar ist. Könnte die katholische Kirche überhaupt 
flächendeckend mit geeignetem Lehrpersonal präsent sein? 
Müßte nicht der meist einzige Klassenraum automatisch der 
islamischen Klassenmehrheit zugesprochen werden? Zu dem 
von islamischer Seite gemachten Vorschlag, eine Mindest­
zahl von Schülern und Schülerinnen gleichen Bekenntnis­
ses für die Erteilung von Religionsunterricht festzusetzen, 
nahm der Kommissionsbericht nicht eindeutig Stellung, 
wohl um in dieser sensiblen Frage keine zusätzlichen Kon­
flikte zu schüren.

Auch bei der Frage der Unterrichtssprache traten Diver­
genzen zu Tage. Befürworteten einige Vertreter des refor­
mistischen Islams entschieden die arabische Sprache, so 
schlugen Stimmen aus dem Lager der Bruderschaften die 
Verwendung der Nationalsprachen vor. Die katholische Seite 
dagegen betonte auch hier die Eigenkompetenz jeder 
Religionsgemeinschaft. Die von der CNREF schließlich 
vorgeschlagene Lösung dieses Problems lag in einer unbe­
stimmten Kompromißformel: Einerseits sollte im Reli­
gionsunterricht die reguläre Unterrichtssprache verwendet 
werden,’ andererseits wurde dem Lehrer aber die Möglich­
keit eingeräumt, auch die Sprache der „liturgischen Bot­
schaft“ (CNREF 1984b, 60) seiner Religion zu berücksich­
tigen.

In Zusammenhang mit dem sprachlichen Problem stand 
auch das der Auswahl des Lehrpersonals. Von bruder- 
schafilicher Seite wurde betont, daß das Hauptkriterium für 
die Rekrutierung der Lehrkräfte die „Kenntnis der Religion 
und nicht die der arabischen Sprache“ (CNREF 1984b, 62) 
sein müsse. Diese Haltung widersprach den Grundprinzi­
pien der islamischen Reformisten, die gerade in einer 
Rückbesinnung auf die (arabischen) Quellen des Islams und 
den Koran den wahren Kem ihrer Religion sehen. Die von 
der CNREF favorisierte Lösung folgte am ehesten der 
reformistischen Linie. Für den islamischen Religionsun­
terricht sollte zunächst auf die bereits im Schuldienst be­
findlichen Arabischlehrer zurückgegriffen werden, die zu 
einem großen Teil ein theologisches Studium in einem ara­

bischen Land absolviert haben. Die katholische Seite, die 
auch hier ihren Anspruch auf Autonomie artikulierte, wur­
de aufgefordert, ihr an den kirchlichen Privatschulen vor­
handenes und gut ausgebildetes Lehrpersonal zur Verfügung 
zu stellen.

Trotz der genannten Streitpunkte konnte sich die schließ­
lich von der CNREF vorgelegte Konzeption in ihren we­
sentlichen Aspekten auf eine weitgehende Übereinstimmung 
stützen. Alle von ihr befragten religiösen Führer bekannten 
sich zu den Prinzipien der Glaubens- und Gewissensfreiheit 
und traten grundsätzlich für die Einführung von islamischem 
und christlichem Religionsunterricht in die öffentliche Schu­
le ein, so daß trotz z.T. tiefgreifender Divergenzen im Hin­
blick auf die konkrete Umsetzung des anvisierten Vorha­
bens der Eindruck entstand, daß in dieser Frage ein natio­
naler Konsens erzielt werden konnte.

4. Die Versshleppungsssrategie der Regierung ui^id das 
Rahmengesetz von 1991

Ungeachtet dieser Sachlage wurden bei der Umsetzung 
der Planungen jahrelang keine Fortschritte erzielt. Die von 
Magassouba schon Ende 1985 geäußerte Vermutung, Staats­
präsident Diouf habe eine vorläufige Aussetzung der Arbeit 
an dieser Reformmaßnahme angeordnet,6 drängte sich auf. 
Deshalb wurde schon bald, vor allem von der islamistischen 
Presse, der Vorwiuf erhoben, die Regierung betreibe in die­
ser Frage eine bewußte Verschleppungspolitik. Der Haupt­
grund für diese Haltung ist wohl in der Befürchtung laizi­
stisch orientierter Regierungskreise zu sehen, daß die Ein­
führung von Religionsunterricht in die öffentliche Schule 
als „Triumph des islamischen Fundamentalismus“ (Sylla 
1992, 424) gewertet werden könnte.

Tatsächlich scheint die senegalesische Regierung vor 
dem Hintergrund einer neuen Dynamik des Islams und aus 
der Befürchtung heraus, daß durch Unterminierung der 
Laizität des Staates ihre eigene Machtstellung gefährdet 
werden könnte, den Entschluß gefaßt zu haben, die geplan­
te Integration des Religionsunterrichts in das öffentliche 
Schulwesen - vorläufig oder endgültig - aufzugeben. Dies 
dokumentiert das neue Rahmengesetz für das Bildungswesen 
von 1991, in dem die Einführung von Religionsunterricht 
in die öffentliche Schule nicht mehr erwähnt wird.

Unter Berufung auf eine strikte Interpretation des Ver­
fassungsprinzips der staatlichen Laizität wird jede Beteili­
gung der Religion am Bildungsauftrag der öffentlichen Schu­
le kategorisch ausgeschlossen. Um die in erster Linie als 
Freiheit von der Religion verstandene individuelle Gewis­
sensfreiheit zu schützen, wird so die Freiheit zur Religions­
ausübung in den privaten Bereich verwiesen. Wie diese 
Situation, die hinter früheren Regierungsbeschlüssen und 
den Erwartungen breiter Bevölkerungskreise zurückbleibt, 
von den verschiedenen bildungspolitischen Akteuren be­
wertet wird, soll der folgende Überblick kurz skizzieren.

5. Der aktuelle Diskussionsstand
5.1 Das Spektrum der Positionen auf islamischer Seite

Die Führer der islamischen Bruderschaften hatten sich 
von Beginn der Debatte an nie in vorderster Front für den 
Religionsunterricht in der öffentlichen Schule engagiert, da 
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sie eine generell skeptischere Haltung gegenüber moder­
nen Schulstrukturen einnehmen als Vertreter des reformi­
stischen Islams.’ Dies liegt u.a. darin begründet, daß eine 
durch moderne islamische Bildung aufgeklärte Anhänger­
schar zu einer ernsthaften Bedrohung des Führungsanspruchs 
der Marabuts werden könnte, weil dieser wesentlich auf der 
Anerkennung von mystischem Geheimwissens beruht. Da 
das bildungspolitische Aktionsfeld der Bruderschaften zu­
dem sehr stark auf die ländlichen Gebiete konzentriert ist. 
in denen die öffentlichen Schulstrukturen z.T. nur sehr rudi­
mentär entwickelt sind, ist zu vermuten, daß die im neuen 
Gesetz vorgenommene Absteckung der Einflußgrenzen 
(säkulare Bildung durch den Staat, religiöse Bildung durch 
die Religionsgemeinschaften) auf einer pragmatischen Ebe­
ne nicht unbedingt den bildungspolitischen Strategien der 
Bruderschaften entgegensteht. In der Öffentlichkeit spre­
chen sich die Marabutshierarchien in ihrer Rolle als Für­
sprecher der dem sufischen Islam angehörenden Bevölke­
rungsmassen jedoch stets für eine größere Rolle des Islams 
in Staat und Gesellschaft aus und unterstützen auf diese 
Weise die Forderung nach einer Berücksichtigung religiö­
ser Bildung im öffentlichen Schulsystem.

Die reformistische Szene beurteilt die derzeitige Rege­
lung der Frage des Religionsunterrichts entsprechend ihrer 
eher regierungsnahen Haltung nicht allzu kritisch. 
Moustapha Sy, der Präsident eines großen Dachverbandes 
von arabischen Schulen, bewertet die im neuen Gesetz, vor­
gesehene Unterstützung des religiösen Privatschulsektors als 

to*w"aJtHonellenKorandiuie einen Gewinn und ak­
zeptiert den gleichzei­

tigen Ausschluß des Religionsunterrichts aus der öffentli­
chen Schule: „Die öffentliche Schule kann die religiöse

Erziehung im Moment nicht in die Hand nehmen.“’ Sy inter­
pretiert die derzeitige Gesetzeslage jedoch nicht als eine 
endgültige Ablehnung der Integrationsforderung, sondern 
geht davon aus, daß sich langfristig die wissenschaftlich 
fundierte Einsicht in der Bildungspolitik durchsetzen wird, 
daß nur eine die religiöse Dimension einschließende Bil­
dung allen Bedürfnissen der Heranwachsenden gerecht wer­
den kann.

Das islamistische Lager hafte schon sehr früh aus der 
Forderung nach Religionsunterricht im öffentlichen Schul­
wesen ein zentrales Thema seiner publizistischen Agitation 
gegen den laizistischen Staat und die ihm zugrundeliegen­
den westlichen Werte gemacht. Allerdings unterscheiden sich 
die Vorstellungen der Islamisten von einem solchen 
Schulfach deutlich von den durch die CNREF festgelegten 
Prinzipien. So lehnen islamistische Vertreter den geplanten 
fakultativen Charakter dieses Faches entschieden ab: „Kein 
Muslim hat das Recht, in Unkenntnis seiner Religion zu 
sein“ (Lö o.J., 11). Die Regierungspolitik bezüglich des Re­
ligionsunterrichts stellt in ihren Augen nichts anderes als 
ein „teuflisches Manöver“ (Toure 1987, 13) dar, das letzt­
lich nur dem Ziel dienen soll, den Kampf der früheren 
laizistischen Kolonisatoren gegen die arabo-islamische Bil­
dung fortzusetzen.

5.2 Die Haltung der katholischen Kirche
Die Regelung des Rahmengesetzes von 1991 wird von 

der katholischen Kirche als Übernahme ihrer eigenen Posi­
tion gewertet und dementspre­
chend klar befürwortet. Die ka­
tholische Bischofskonferenz 
hatte gegenüber der CNREF 
zwar grundsätzlich für die Ein­
führung religiöser Bildung in 
das öffentliche Schulsystem 
plädiert, verstand darunter je­
doch ausschließlich die Bereit­
stellung eines räumlichen und 
zeitlichen Rahmens durch die 
staatliche Schule ohne Einbin­
dung des neuen Faches in das 
staatlich kontrollierte Curri­
culum. Obwohl dieses inter­
national sehr verbreitete Mo­
dell eines additiven Religions­
unterrichts’ im Rahmengesetz 
von 1991 nicht erwähnt wird, 
wird es bezüglich des katholi­
schen Religionsunterrichts ver­
einzelt praktiziert.”

Einen in den offiziellen 
Lehrplan integrierten religiö­
sen Unterricht lehnt die katho­
lische Kirche ab, da sie be­
fürchtet, daß ein solches Enga­

gement des Staates in religiösen Fragen letztlich der Stel­
lung der christlichen Minderheit empfindlich schaden und 
den Einfluß des Islams deutlich stärken würde. So wird u.a. 
die Möglichkeit, daß ein islamischer Religionsunterricht 
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über den Umweg des offiziellen Curriculums auch Eingang 
in das private katholische Bildungswesen beanspruchen 
könnte, in internen Diskussionen als eine ernste Bedrohung 
der Identität der katholischen Schulen bewertet.11 Vor die­
sem Hintergrund pocht die katholische Kirche im Senegal
energisch auf die Einhaltung
der republikanischen Grund­
rechte und der staatlichen 
Laizität, die sie nicht als 
„eine systematische Opposi­
tion gegen die Religion“ 
(Conference des öveques 
1984, 1), sondern als Förde­
rung der religiösen Entfal­
tungsmöglichkeiten durch 
den Staat bei gleichzeitiger 
Wahrung einer strikten 
Neutralität gegenüber den 
Religionsgemeinschaften 
versteht.

5.3 Die Standpunkte der 
politischen Parteien

Da die seit der Unabhän­
gigkeit regierende Soziali­
stische Partei (PS) das poli­
tische System Senegals 
schon sehr früh für ein 
Mehrparteiensystem zu öff­
nen begann, existiert heute 
ein breites Spektrum von Oppositionsparteien, unter denen 
jedoch nur die Demokratische Partei Senegals (PDS) unter 
ihrem Führer Abdoulaye Wade über eine etwas breitere so­
ziale Basis verfügt. Alle politischen Parteien bekennen sich 
grundsätzlich zur Laizität des Staates, interpretieren dieses 
Verfassungsprinzip jedoch auf sehr unterschiedliche Weise. 
Iba Der Thiam, heute Führer der Partei CDP/Garabgi, wirft 
der Regierung vor, mit ihrem von Frankreich ererbten 
Radikallaizismus an „einer vollkommen überholten Kon­
zeption von Laizismus“i2 festzuhalten. Wie er tritt auch 
Abdoulaye Wade für eine „positive, von jeder anti-kon­
fessionellen Vorstellung befreite Laiziät“ (Magassouba 1985, 
147) ein.

Die Kritik von Vertretern des marxistischen Lagers geht 
in die entgegengesetzte Richtung. Sie werfen der Re­
gierungspartei vor, durch fortwährende Konzessionen gegen­
über den Marabuts die Laizität des Staates permanent zu 
unterlaufen und sich der Religion im Interesse der herrschen­
den Klasse als Unterdrückungsinstrument gegen das Volk 
zu bedienen. Stattdessen wollen einige marxistische Par­
teien die Religion auf eine rein private Kulturerscheinung 
beschränkt sehen. Andere plädieren hingegen für einen mo­
dernisierten, kommunistisch inspirierten Staatsislam, der 
mittels religiöser Bildung die Emanzipation der in Ab­
hängigkeit von ihren religiösen Führern gehaltenen Massen 
fördern soll.

Andere Parteien wiederum fordern ebenfalls den Ausbau 
religiöser Bildung, nehmen jedoch im Unterschied zur letzt­
genannten Position einen probruderschaftlichen und 

modernitätsskeptischen Standpunkt ein.
Aus den variierenden Interpretationen des Laizitätsprin- 

zips durch die verschiedenen Parteien ergeben sich also sehr 
unterschiedliche bildungspolitische Schlußfolgerungen: 
Halten die regierenden Sozialisten weiterhin daran fest, Reli- 

gionsunrerricht nicht in öffentli­
che Bildung einzubeziehen, so 
fordern andere Parteien eine 

Eine öffentliche Grundschule in einem 
senegalesischen Dorf

„weichere“ Interpretation der Laizität, welche die Integration 
religiöser Bildung - in der vom jeweiligen innerislamischen 
Standpunkt der Partei akzentuierten Version - in die öffent­
lichen Schulstrukturen ermöglichen solle. Orthodox-marxi­
stische Vertreter sehen hingegen in der Regierungspolitik 
eine religiös korrumpierte Haltung, die noch einer endgül­
tigen Säkularisierung bedürfe.

6. Die globale Perspektive
Es lohnt sich, die beschriebene Debatte um öffentlichen 

Religionsunterricht im Senegal in einen globalen Zusam­
menhang zu stellen. Der Vorteil einer solchen makro­
analytischen Perspektive ist, daß sie tieferliegende Pro­
blemkonstellationen erkennbar macht, indem sie national 
verengte Betrachtungsweisen aufbricht und der zunehmen­
den „Internationalisierung der Schulentwicklung“ (Adiek 
1995, 2) Rechnung trägt. Moderne Schulformen haben sich 
nicht nur in den letzten 200 Jahren über den ganzen Globus 
verbreitet”, sondern ähneln sich heute auch weltweit in ih­
ren inhaltlichen und funktionalen Grundstrukturen. Dies 
belegen z.B. die empirisch gestützten Studien der Stanforder 
Forschungsgruppe um John Meyer. Sie konnten u.a. zeigen, 
daß sich die langfristige Entwicklung staatlicher Pri- 
marschullehrpläne weltweit in erheblichen Maße nach ei­
nem globalen Curriculummodell richtet (Meyer 1992).

Nach ihren Forschungsergebnissen gehört zu den fast 
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überall anzutreffenden curricularen Grundkategorien auch 
der Bereich Werteerziehung, der jedoch nur in 63 % der 
Staaten - hauptsächlich in der islamischen Welt und in Mit­
teleuropa - durch Religionsunterricht abgedeckt wird (Meyer 
1992, 145). In den im Erhebungszeitraum noch sozialisti­
schen Staaten Osteuropas und in den USA wurde die 
Werteerziehung nicht auf ein separates Fach konzentriert, 
sondern der schulischen Erziehung als ganzer übertragen. 
In anderen Ländern wiederum, zu denen viele asiatische

Grundschülerinnen aufdem Schulhof
Staaten und Frank­

reich gehören, wurde der Religionsunterricht im Laufe der 
Bildungsgeschichte durch ein säkulares Werterziehungsfach 
ersetzt. Diese „französische Lösung“ wirkte sich auch auf 
die Bildungssysteme der ehemaligen französischen Kolo­
nien aus.

Die radikal-laizistische Haltung der senegalesischen Re­
gierung in der Frage des öffentlichen Religionsunterrichts 
hat im internationalen Kontext also durchaus Parallelen. 
Aber auch zwei weitere Grundpositionen der senegalesischen 
Debatte, die ich als traditionell-religiös bzw. als pluralistisch­
vermittelnd bezeichne, finden sich in anderen Ländern wie­
der, wie ein Vergleich mit der von Leschinsky (1990) be­
schriebenen Geschichte der Auseinandersetzungen um die 
Konfessionsschule in Deutschland zeigt. Es liegt also nahe, 
daß diese drei Standpunkte, die ich nun skizzieren will, zum 
globalen Grundrepertoire ideologischer Strategien gehören, 
die zur Ausgestaltung des Verhältnisses von Religion und 
staatlich-säkularer Schule im heutigen Weltsystem ver­
wendet werden.

Die radikal-laizistische Position
Die aktuelle Schulgesetzgebung im Senegal dokumentiert, 

daß die dortige staatliche Schulpolitik noch immer einem 
kompromißlosen Laizismus ä la franfaise verpflichtet ist. 
Dieser birgt die Gefahr, daß im Namen der religiösen 

Neutralität des Staates eine säkulare Weltanschauung privile­
giert wird, was zu Gegenreaktionen führen kann. Denn der 
Ausschluß aller religiösen Entfaltungsmöglichkeiten aus der 
öffentlichen Schule leistet Entfremdungsprozessen Vorschub, 
die einen Rückzug auf traditionnelle religiöse Werte provo­
zieren können.

Die traditionell-religiöse Position
Von einem traditionell-religiösen Standpunkt aus wird die 

Religion als tragendes morali­
sches Fundament der Gesell­
schaft gesehen und die Verbind­
lichkeit religiöser Normen und 
Werte den Freiheitsrechten des 
Individuums vorangestellt. Eine 
radikale Version dieser Position 
stellt die kleine islamistische Be­
wegung dar, welche die Plurali- 
sierungs- und Individualisie­
rungstendenzen der modernen 
Gesellschaft frontal bekämpft 
und die Unterordnung staatlicher 
Bildung unter die absolute Au­
torität der Religion verlangt. 
Eine moderatere Variante der 
traditionell-religiösen Position 
wird von konservativen Teilen 
der Marabuthierarchien und ih­
ren Anhängern sowie den ihnen 
nahestehenden Parteien unter­
stützt. Sie begreifen die Religi­
on als gesellschaftliche Bin­
dungsmacht, der es zukommt, 

den Handlungsrahmen des säkularen Staates abzustecken, 
dessen Existenzberechtigung sie jedoch nicht grundsätzlich 
in Zweifel ziehen.

Die pluralistisch-vermittelnde Position
Der im reformistischen und katholischen Privatschulsek­

tor praktizierte Religionsunterricht läßt einen pluralistisch­
vermittelnden Standpunkt erkennen. Er ist in den 
curricularen Zusammenhang säkularer Fächer eingebettet 
und zeichnet sich durch eine grundsätzliche Wertschätzung 
des Individuums und seiner Rechte aus. An den Privatschulen 
wird zwar nur Unterricht in der jeweils eigenen Religion 
erteilt, jedem Schüler soll aber die Entscheidung über sei­
nen Glauben und den ihm erteilten Religionsunterricht prin­
zipiell selbst überlassen sein. Auch die bildungspolitischen 
Optionen von reformistischen und katholischen Vertretern 
bezüglich einer Integration religiöser Bildung in die öffent­
liche Schule zeugen von einer Haltung, die den religiösen 
Pluralismus grundsätzlich anerkennt. Im Falle der katho­
lischen Kirche wäre eine andere Position vor dem Hinter­
grund ihrer Situation als - potentiell bedrohte - Minorität 
auch politisch äußerst unklug.

Im Unterschied zum Senegal befinden sich die christli­
chen Kirchen in Deutschland als Mehrheitsreligion in einer 
Position der Stärke. Lange Zeit vertraten sie einen traditio­
nell-religiösen Standpunkt, bevor sie im Zuge der fortschrei- 
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tenden Säkularisierung und Individualisierung der Gesell­
schaft ihren früheren Anspruch auf umfassende 
schulpolitische Einflußnahme einschränkten. Auch wenn der 
Kampf um Relikte dieses Einflusses mitunter noch hohe 
Wellen schlagen und traditionelle Argumentationen auf den 
Plan rufen kann, wie die jüngsten Auseinandersetzungen um 
die Kruzifixe in bayrischen Schulen zeigen, so haben sich 
die Kirchen in Deutschland im bildungspolitischen Bereich 
heute grundsätzlich eine individualistisch-pluralistische 
Sichtweise zu eigen gemacht.14 Charakteristisch für die 
Haltung der christlichen Kirchen in Deutschland ist jedoch 
auch, daß sie an dem durch das Grundgesetz garantierten 
konfessionsgebundenen Religionsunterricht an öffentlichen 
Schulen festhalten.

Die multireligiös-vergleichende Position
Von der beschriebenen pluralistisch-vermittelnden Hal­

tung muß noch eine vierte Position abgegrenzt werden, die 
bisher noch nicht angesprochen wurde, da sie meiner Kennt­
nis nach in der senegalesischen Debatte nicht präsent ist. 
Sie besteht in der Sicherstellung einer für alle Schüler ein­
heitlichen ethisch-religiösen Komponente öffentlicher Bil­
dung, jedoch ohne Bindung an ein konkretes Bekenntnis. 
Ein Beispiel für eine solche multireligiös-vergleichende 
Lösung ist das in Brandenburg vorgeschlagene neue Wert­
erziehungsfach „Lebensgestaltung - Ethik - Religion“, das 
als Alternative zum konfessionell gebundenen Religions­
unterricht konzipiert ist?’ Dieses Fach soll sicherstellen, daß 
der Bereich verbindlicher 
Werlorientierungen und 
religiöser Fragen nicht wie in 
strikt laizistischen Staaten 
aus der Schule ausgeschlos­
sen wird. Zugleich soll es 
aber auch der religiösen und 
weltanschaulichen Pluralität 
der Gesellschaft durch eine 
kritisch-vergleichende Be­
trachtungsweise Rechnung 
tragen, ohne die Schüler 
nach Bekenntnissen auf-
zuteilen.

Erziehung, die auf der Gleichbehandlung mehrerer (aller?) 
Religionen beruht, tatsächlich die Bedürfnisse der Glaubens­
gemeinschaften nach religiöser Erziehung und Sozialisati­
on befriedigen?

Es darf jedoch nicht übersehen werden, daß religiöse 
Heterogenität eine nicht zu umgehende Herausforderung für 
öffentliche Bildung in vielen Teilen der Welt darstcllt, die 
nach neuen Antworten verlangt. Diese Herausforderung wird 
zudem in dem Maße zu einem universalen Phänomen wer­
den, in dem sich das Bewußtsein des Eingebundenseins in 
globale gesellschaftliche Bezüge durchsetzen kann. Die 
heutigen nationalen Bildungssysteme werden zukünftig 
immer weniger darauf verzichten können, das Problem des 
Verhältnisses von Religion und öffentlichem Schulwesen 
als ein globales zu betrachten und trotz unterschiedlicher 
historischer Hintergründe die Situation in anderen Staaten 
mitzuberücksichtigen.

im Senegal bleibt abzuwarten, welche der beschriebenen 
Positionen sich langfristig durchsetzen wird. Außer Diskus­
sion scheint jedoch eine multireligiös-vergleichende Lösung 
für den Religionsunterricht an staatlichen Schulen zu ste­
hen, u.a. deshalb, weil der Säkularisierungs- und Individuali­
sierungsprozeß nicht so weit fortgeschritten ist wie etwa in 
Deutschland. Ob und gegebenenfalls unter welchen gesell­
schaftspolitischen Risiken dieser Prozeß im Senegal wei­
tergehen wird, scheint nicht zuletzt davon abzuhängen, ob 
sich in der Frage des öffentlichen Religionsunterrichts eine 
pluralistisch-vermittelnde Haltung durchzusetzen vermag,

7. Ausblick
Ist diese vierte Position ein 

gangbarer Weg für die Zu­
kunft? Im internationalen 
Rahmen scheint sie noch we­
nig verbreitet zu sein, und 
auch in Brandenburg hat sich 
von Seiten der Kirchen in­
zwischen Widerstand gegen 
das neue Fach geregt. Tat­
sächlich stellt sich die Frage, wie schnell ein multireligiös­
vergleichender Religionsunterricht die Grenze erreicht, hin­
ter der eine neutral-vergleichende Behandlung religiöser 
Inhalte nicht mehr mit der religiösen Überzeugungen inne­
wohnenden Verbindlichkeit in Einklang zu bringen ist. Oder 
anders gefragt: Kann eine staatlich verantwortete religiöse

Erne Sc/uMlasse einer 
die von der heute dominanten radi- ötfentlichenGnmdschuk

kal-laizistischen Position abriiekt, 
nicht um die individuelle Reli­
gionsfreiheit einzuschränken, sondern um ihr auch im Sin­
ne einer Freiheit zur Religionsausübung volle Geltung zu 
verschaffen.
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2 Ndiaye (1985) und Wiegelmann (1994) bieten genauere Informationen 
über den vielschichtigen araboisiami sehen Privatschuiscktor.
3 Der Kal i f der is lamischcn Bruderschaft der Layenes begründet d ic Notvren- 
digkcil der religiösen Wcrteerziehung mit der moralischen Pflicht, die Ju­
gend vor den „negativen Werten, die von den sogenannten modernen Gesell­
schaften verbreitet werden," zu schützen (CNREF 1984 b, 62).
4 So Thiam auf einem Studientag im Juli 1987 (zitiert nach Diatta 1987, 
öS.)
5 Diese allgemeine Formulierung, die keine Sprache explizit nennt, laßt den 
Gedanken an eine mögliche Öffnung der ftanzosischsprachigen Schule ftlr 
die afrikanischen Natiooalsprachcn erkennen.
6 Vgl. Magassouba 1985, 185,
7 Vgl. Cruise O'Bricn 1970,578.
8 Aus einem Interview, das ich am 30 03 94 mit Moustapha Sy führte.
9 Vgl Thomas 1994,4998.
10 Der Leiter des katholischen Pnvaischulwcsens des Erzbistums Dakar. 
Leopold Cabral. berichtete in einem Interview, das ich am 31.03 94 mit ihm 
führte, daß von der katholischen Kirche entsandte Lehrkräfte bereits in meh­
reren Gymnasien in Dakar Religionsunterricht außerhalb des offiziellen 
Lehrplans erteilen.
11 Vgl. Direction Nationale 1987
12 Aus einem Interview, das ich am 31.03.94 mit Iba Der Thiam führte
13 Diese „Universalisierung der modernen Schule“ wird ausführlich von 
Adiek (1992) beschrieben
14 Zur Begründung dieser Einschätzung sei nochmals auf Lcschinsky (1990) 
verwiesen
15 Vgl Endres (1994) Thomas i 1994.5000) nennt als ein weiteres Beispiel 
für einen solchen „comparative religion approach" den Religionsunterricht 
in staatlichen Schulen in Schweden.
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